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Stadtrecht

Baumschutzverordnung der Landeshauptstadt Munchen

vom 18. Januar 2013

Stadtratsbeschluss: 19.12.2012
Bekanntmachung: 11.02.2013 (MUABI. S. 66)

Die Landeshauptstadt Miinchen erlasst aufgrund von § 20 Abs. 2 Nr. 7, § 22 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1,
§ 29 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes liber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz
- BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch Gesetz vom 06.02.2012
(BGBI. | S. 148), i.V.m. Art. 12 Abs. 1 Nr. 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 4 und Art. 43 Abs. 2 Nr. 3 des
Gesetzes Uber den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur
(Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) vom 23.02.2011 (GVBI. S. 82, BayRS 791-1-UG)
folgende Verordnung:

§ 1 Schutzgegenstand

(1) Auf den Grundsttcken innerhalb der in Abs. 5 umschriebenen Gebiete sind alle Geholze (Baume
und Straucher), die einen Stammumfang von 80 cm und mehr in 100 cm Hoéhe Gber dem Erdboden
haben, unter Schutz gestellt.

(2) Geschiitzt sind auch mehrstammige Gehdlze, wenn die Summe der Stammumfange in 1 m Héhe
Uber dem Erdboden 80 cm und mehr betragt und wenn mindestens ein Stamm einen Umfang von 40
cm oder mehr erreicht. Ein mehrstammiges Geholz liegt vor, wenn aus einem Wurzelstock mehrere
Stdmme wachsen oder wenn sich ein Stamm unterhalb einer Héhe von 100 cm Gber dem Erdboden
gabelt. Ein mehrstammiges Gehdlz liegt aullerdem vor, wenn mehrere Stamme, die auch aus
verschiedenen Samlingen entstanden sein kénnen, zusammengewachsen sind.

(3) Geschiitzt sind auch die Ersatzpflanzungen, die nach dieser Verordnung gefordert werden, auch
wenn sie das Mal nach Abs. 1 nicht erreichen oder unter die nach Abs. 4 nicht geschitzten Arten
fallen.

(4) Nicht geschltzt gemaR Abs. 1 und 2 sind Hecken, die als lebende Einfriedungen dienen und durch
regelmaBigen Schnitt in Form gehalten werden, sowie Obstgehdlze, mit Ausnahme folgender Arten:
Walnuss, Holzbirne, Holzapfel, Vogelkirsche, Holunder und Hasel.

(5) Die Grenzen des geschitzten Bereiches ergeben sich aus der Karte Maf3stab 1 : 25 000 (Anlage 1
zur Baumschutzverordnung), welche den Grenzverlauf grob umschreibt, sowie aus 81 Karten im
MafRstab 1 : 5000 (Anlagen 2 - 82 zur Baumschutzverordnung), jeweils ausgefertigt am 18.01.2013.

MaRgeblich fiir den Grenzverlauf des Schutzgebietes ist der Eintrag in den Anlagen 2 - 82 und dort
jeweils die Auflenkante des griin dargestellten Bereiches.

Die Anlagen 1 - 82 sind Bestandteil dieser Verordnung.

Sie werden bei der Landeshauptstadt Miinchen, Untere Naturschutzbehoérde, verwahrt und sind
wahrend der Dienststunden allgemein zuganglich.

§ 2 Schutzzweck
Zweck der Verordnung ist es,

1. eine angemessene innerdrtliche Durchgriinung sicherzustellen,
2. das Ortsbild zu beleben,
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3. die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes zu erhalten und zu verbessern,

4. schéadliche Umwelteinwirkungen zu mindern.

§ 3 Verbote

(1) Es ist verboten, lebende Gehdlze, die nach § 1 geschiitzt sind, ohne Genehmigung der
Landeshauptstadt Miinchen, Untere Naturschutzbehorde, zu entfernen, zu zerstéren oder zu
verandern.

(2) Ein Entfernen im Sinne des Abs. 1 liegt insbesondere dann vor, wenn nach § 1 geschitzte
Gehdlze gefallt, abgeschnitten, abgebrannt oder entwurzelt werden. Das fachgerechte Verpflanzen
nach den anerkannten Regeln der Technik eines geschitzten Geholzes auf demselben Grundstiick
stellt kein Entfernen dar.

(3) Ein Zerstéren im Sinne des Abs. 1 liegt insbesondere dann vor, wenn Malinahmen vorgenommen
oder dadurch bewirkte Zustande aufrecht erhalten werden, die zum Absterben von Gehdlzen flhren.

(4) Ein Verandern im Sinne des Abs. 1 liegt insbesondere dann vor, wenn an Gehdlzen Eingriffe
vorgenommen werden, die das charakteristische Aussehen verandern, das weitere Wachstum
behindern oder das Gehdlz in seiner Gesundheit schadigen.

(5) Unter die Verbote des Abs. 1 fallen auch Einwirkungen auf den Raum (Wurzel- und
Kronenbereich), den geschiitzte Gehdlze zur Existenz bendtigen, soweit sie erfahrungsgemaf zur
Schadigung oder zum Absterben der Geholze fuhren. Einwirkungen im Sinne von Satz 1 sind
insbesondere folgende MaRnahmen im Kronentraufbereich (die von der Baumkrone Uberdeckte
Bodenflache) von geschutzten Gehdlzen:

- Befestigen der Bodenoberflache mit einem wasserundurchlassigen Belag,

- Lagern, Anschiitten oder AusgieRen von Salzen, Sauren, Olen, Laugen, Farben, Abwéssern oder
Abfallen,

- Abgrabungen, Ausschachtungen (z. B. durch Aushebung von Graben), Aufschuttungen oder
Bodenverdichtungen (z.B. durch Befahren),

- Austretenlassen von Gasen oder anderen schadlichen Stoffen aus Leitungen,

- Anwendung von Unkrautvernichtungsmitteln (Herbizide), soweit sie nicht fir die Anwendung unter
Gehodlzen zugelassen sind,

- Anwendung von Streusalzen,

- Grundwasserveranderungen.

§ 4 Ausnahmen
Von den Verboten dieser Verordnung sind ausgenommen:

1. Gehdlze in gewerblichen Baumschulen und Gartnereien,

2. der fachgerechte Geholzschnitt nach den anerkannten Regeln der Technik, der den Bestand
erhalt,

3. die fachgerechte Gestaltung, Pflege und Sicherung o6ffentlicher Grinflachen,bestehender
Strallen und Bahnbetriebsanlagen einschliellich der MaRnahmen, die auf diesen Flachen der
Erfallung der Verkehrssicherungspflicht dienen.

§ 5 Genehmigung und Befreiung

(1) Das Entfernen, Zerstéren oder Verandern geschitzter Gehodlze kann auf Antrag genehmigt
werden, wenn

1. aufgrund anderer Rechtsvorschriften ein Anspruch auf Genehmigung eines Vorhabens besteht,
dessen Verwirklichung ohne eine Entfernung, Zerstérung oder Veranderung von Gehdlzen nicht
moglich ist, oder
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2. der Bestand oder die Nutzbarkeit eines Grundstlicks oder eines vorhandenen Gebaudes
unzumutbar beeintrachtigt wird, oder

3. die ausgelibte gewerbliche Nutzung eines Grundstiicks unzumutbar beeintrachtigt wird.

(2) Die Genehmigung muss erteilt werden, wenn die geschiitzten Gehdlze krank sind und ihre
Erhaltung nicht im 6ffentlichen Interesse geboten oder nicht méglich ist.

(3) Von den Verboten dieser Verordnung kann im Einzelfall Befreiung nach den Vorschriften des § 67
Abs. 1 und 3 BNatSchG i.V.m. Art. 56 BayNatSchG erteilt werden.

§ 6 MaBnahmen zur Beseitigung unmittelbar drohender Gefahren

(1) Far Manahmen zur Beseitigung unmittelbar drohender Gefahren gilt die Genehmigung als erteilt.
Die MaRnahmen sind der Unteren Naturschutzbehérde vorab, spatestens jedoch zwei Wochen nach
Durchflihrung, unter Vorlage von aussagekraftigen Unterlagen, schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Untere Naturschutzbehérde kann in diesen Fallen nachtraglich Auflagen gemaf § 7 Abs. 2
erteilen.

§ 7 Ersatzpflanzung und Ausgleichszahlung

(1) Die Genehmigung nach § 5 kann mit Nebenbestimmungen, insbesondere Auflagen, Bedingungen,
Befristungen erteilt werden.

(2) Insbesondere kann die Auflage erteilt werden, dass fir die eintretende Bestandsminderung
angemessener Ersatz durch die Anpflanzung von Geholzen geleistet wird. Dabei ist unter
Berucksichtigung der Vitalitdt und der 6kologischen Bedeutung jedes einzelnen zur Beseitigung
vorgesehenen Gehdlzes die Angemessenheit einer Ersatzpflanzung hinsichtlich Art und Umfang im
Einzelfall abzuwagen. So kann neben dem kompletten Verzicht auf eine Ersatzpflanzung auch von
einer Forderung von Ersatzbaumen in gleicher Anzahl abgesehen werden, wenn mehrere in ihrem
Potential mafigeblich eingeschrankte Gehdlze gefallt werden sollen. Dagegen kann auch fir die
Entfernung eines einzelnen, noch vitalen und dominanten Baumes die Forderung von mehreren
Ersatzpflanzungen erfolgen. Es kénnen Mindestgréfien, Gehdlzarten und Pflanzfristen ndher bestimmt
werden. Wachsen Ersatzpflanzungen nicht an, so ist eine erneute Pflanzung vorzunehmen.

(3) Werden entgegen den Verboten des § 3 geschiitzte Geholze entfernt, zerstort oder verandert,
kann die Eigentumerin bzw. der Eigentimer, sonstige Berechtigte oder Verursacherinnen bzw.
Verursacher zu angemessenen Ersatzpflanzungen zum Ausgleich fiir die eingetretene
Bestandsminderung verpflichtet werden. Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Ist in den Fallen des Abs. 2 und 3 eine angemessene Ersatzpflanzung nicht moéglich oder
zumutbar, kann eine Ausgleichszahlung gefordert werden, deren Héhe sich nach den Kosten richtet,
die flir eine angemessene Ersatzpflanzung auf 6ffentlichen Griinflachen hinsichtlich Anschaffung,
Lieferung, fachgerechter Pflanzung und Fertigstellungspflege erforderlich sind. Die Ausgleichszahlung
ist zweckgebunden fir die Neupflanzung von Gehdlzen sowie fir Pflege- und Erhaltungsmaflnahmen
zu verwenden.

(5) Wurden ohne Genehmigung MalRhahmen vorgenommen, die nach § 3 Abs. 3 - 5 verboten sind, so
kann die Untere Naturschutzbehérde anordnen, dass geeignete Vorkehrungen zur Erhaltung des
gefahrdeten Geholzes getroffen werden.

§ 8 Sanierungszuschuss

Ubersteigen die Aufwendungen fiir die Erhaltung und Sicherung eines geschiitzten Gehélzes
erheblich die Aufwendungen fir die tbliche Pflege und liegt die Erhaltung im 6ffentlichen Interesse, so
kann die Landeshauptstadt Munchen einen angemessenen Zuschuss zu den Kosten gewahren.

§ 9 Zustiandigkeiten und Verfahren

(1) Fur den Vollzug dieser Verordnung ist die Landeshauptstadt Miinchen, Untere
Naturschutzbehorde, zustandig, soweit sich nicht aus Abs. 2 etwas anderes ergibt.
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Die Genehmigung nach § 5 ist bei der Unteren Naturschutzbehérde unter Angabe der Grinde
schriftlich zu beantragen. Im Antrag sind die betroffenen Gehdlze nach Art, Stammumfang und Hohe
sowie nach ihrer Lage auf dem Grundstiick zu bezeichnen. Die Untere Naturschutzbehérde kann die
Vorlage von Planen verlangen und dabei Anzahl, Mafistab und Inhalt festlegen.

(2) Wird die MaRnahme durch ein Vorhaben veranlasst, das nach anderen Rechtsvorschriften
gestattungsbeduirftig ist, so ist der Antrag bei der flr diese Verfahren zustandigen Behorde
einzureichen. Abs. 1 Satze 3 und 4 gelten entsprechend. Die flr das Gestattungsverfahren zustandige
Behodrde entscheidet nach Maligabe dieser Verordnung im Einvernehmen mit der Unteren
Naturschutzbehdrde.

§ 10 Rechtsnachfolge

Die Genehmigungen, Anordnungen und Auflagen gemaf den Vorschriften dieser Verordnung wirken
fur und gegen die Rechtsnachfolgerinnen bzw. Rechtsnachfolger.

§ 11 Ordnungswidrigkeiten

(1) Wer vorséatzlich oder fahrldssig entgegen § 3 geschitzte Gehdlze entfernt, zerstort oder verandert,
kann gemal Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbul3e belegt
werden.

(2) Wer vorsatzlich oder fahrlassig eine vollziehbare Nebenbestimmung in Form der Auflage zu einer
Genehmigung (Auflagen) nicht erfillt, die gemal § 7 Abs. 1 und 2 erlassen wurden, kann gemaf Art.
57 Abs. 1 Nr. 7 des Bayerischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuf3e belegt werden.

(3) Wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen § 6 Abs. 1 Satz 2 die MaRnahmen nicht anzeigt, kann
gemal Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Naturschutzgesetzes mit einer GeldbulRe belegt werden.

§ 12 Andere Verordnungen

Von dieser Verordnung bleiben andere Schutzverordnungen nach dem Bayerischen
Naturschutzgesetz unberihrt.

§ 13 Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Baumschutzverordnung der Landeshauptstadt Minchen vom 12.05.1992 (MUABI.
S. 181), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 18.12.2000 (MUABI. S. 549), ) auler Kraft.

(2) Erlaubnisse, Anordnungen und Nebenbestimmungen, die aufgrund der Baumschutzverordnung
vom 12.05.1992 erteilt wurden, gelten fort.



	Schutzgegenstand
	Schutzzweck
	Verbote
	Ausnahmen
	Genehmigung und Befreiung
	Maßnahmen zur Beseitigung unmittelbar drohender �
	Ersatzpflanzung und Ausgleichszahlung
	Sanierungszuschuss
	Zuständigkeiten und Verfahren
	Rechtsnachfolge
	Ordnungswidrigkeiten
	Andere Verordnungen
	Inkrafttreten

